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ANNEX 1 

  

ANHANG 

zu einem 

Vorschlag für eine 

 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

 

zur Anpassung von im Bereich Justiz erlassenen Rechtsakten, in denen auf das 

Regelungsverfahren mit Kontrolle Bezug genommen wird, an Artikel 290 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

(Text with EEA relevance) 
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ANHANG 

1. Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 über die 

Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 

der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen
1
  

 

Um die Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 zu aktualisieren, sollte der Kommission die 

Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung des 

Anhangs dieser Verordnung zu erlassen, um die Formblätter zu aktualisieren oder technische 

Anpassungen daran vorzunehmen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im 

Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von 

Sachverständigen, durchführt und dass diese Konsultationen mit den Grundsätzen in Einklang 

stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 

2016 niedergelegt wurden. Um insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung an der 

Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu gewährleisten, erhalten das Europäische Parlament 

und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, 

und ihre Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der 

Sachverständigengruppen der Kommission, die mit der Ausarbeitung der delegierten 

Rechtsakte befasst sind. 

 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 wie folgt geändert: 

 

1. Artikel 19 wird wie folgt geändert: 

 

a) Der Titel erhält folgende Fassung: 

 

„Handbuch“. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

 

2. Die folgenden Artikel 19a und 19b werden eingefügt: 

 

 

„Artikel 19a 

Delegierte Rechtsakte 

 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 19b delegierte 

Rechtsakte zur Änderung des Anhangs zu erlassen, um die Formblätter zu 

aktualisieren oder technische Anpassungen daran vorzunehmen.“ 

 
 

„Artikel 19b 

Ausübung der Befugnisübertragung 

 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in 

diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen.  

 

                                                 
1 ABl. L 174 vom 27.6.2001, S. 1. 
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(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 19a wird der 

Kommission auf unbestimmte Zeit ab Inkrafttreten dieser Verordnung übertragen.  

 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 19a kann vom Europäischen Parlament oder 

vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner 

Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über 

den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 

Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht 

berührt. 

 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den 

einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der 

Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016* 

enthaltenen Grundsätzen.  

 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 

gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat.  

 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 19a erlassen wurde, tritt nur in Kraft, 

wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 

Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament 

und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben 

werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um 

zwei Monate verlängert.  

_________________________ 
* ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.“ 

 

 

3. Artikel 20 wird gestrichen.  

 

 

2. Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. April 2004 zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für 

unbestrittene Forderungen
2
  

 

Um die Verordnung (EG) Nr. 805/2004 zu aktualisieren, sollte der Kommission die Befugnis 

übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung der Anhänge dieser 

Verordnung zu erlassen, um die Formblätter zu aktualisieren. Es ist von besonderer 

Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 

Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt und dass diese 

Konsultationen mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen 

Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016 niedergelegt wurden. Um 

insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte 

zu gewährleisten, erhalten das Europäische Parlament und der Rat alle Dokumente zur 

gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen haben 

                                                 
2 ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 15. 



 

DE 4   DE 

systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, die 

mit der Ausarbeitung der delegierten Rechtsakte befasst sind. 

 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 805/2004 wie folgt geändert: 

 

1. Artikel 31 erhält folgende Fassung:  

 

„Artikel 31 

Änderung der Anhänge 

 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 31a delegierte 

Rechtsakte zur Änderung der Anhänge zu erlassen, um die Formblätter zu 

aktualisieren.“ 

 

2. Folgender Artikel 31a wird eingefügt:  

 

„Artikel 31a 

Ausübung der Befugnisübertragung 

 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in 

diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen.  

 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 31 wird der 

Kommission auf unbestimmte Zeit ab Inkrafttreten dieser Verordnung übertragen.  

 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 31 kann vom Europäischen Parlament 

oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet 

die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach 

seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von 

den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der 

Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016* 

enthaltenen Grundsätzen.  

 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 

gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat.  
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(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 31 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, 

wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 

Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 

Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische 

Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine 

Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 

wird diese Frist um zwei Monate verlängert.  

________________________ 

* ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.“ 

 

3. Artikel 32 wird gestrichen.  

 

 

3. Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 13. November 2007 über die Zustellung gerichtlicher und 

außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den 

Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstücken) und zur Aufhebung der 

Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates
3
  

 

Um die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 zu aktualisieren, sollte der Kommission die 

Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Änderung der 

Anhänge I und II dieser Verordnung zu erlassen, um die Formblätter zu aktualisieren oder 

technische Anpassungen daran vorzunehmen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die 

Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der 

Ebene von Sachverständigen, durchführt und dass diese Konsultationen mit den Grundsätzen 

in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung 

vom 13. April 2016 niedergelegt wurden. Um insbesondere eine gleichberechtigte Beteiligung 

an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu gewährleisten, erhalten das Europäische 

Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der 

Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der 

Sachverständigengruppen der Kommission, die mit der Ausarbeitung der delegierten 

Rechtsakte befasst sind. 

 

Dementsprechend wird die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 wie folgt geändert: 

 

1. Artikel 17 erhält folgende Fassung:  

 

„Artikel 17 

Änderung der Anhänge 

 

                                                 
3 ABl. L 324 vom 10.12.2007, S. 79. 
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Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 17a delegierte 

Rechtsakte zur Änderung der Anhänge I und II zu erlassen, um die Formblätter zu 

aktualisieren oder technische Anpassungen daran vorzunehmen.“ 

 

2. Folgender Artikel 17a wird eingefügt:  

 

„Artikel 17a 

Ausübung der Befugnisübertragung 

 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in 

diesem Artikel festgelegten Bedingungen übertragen.  

 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 17 wird der 

Kommission auf unbestimmte Zeit ab Inkrafttreten dieser Verordnung übertragen.  

 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 17 kann vom Europäischen Parlament 

oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet 

die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach 

seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von 

den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der 

Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung vom 13. April 2016* 

enthaltenen Grundsätzen.  

 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn 

gleichzeitig dem Europäischen Parlament und dem Rat.  

 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 17 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, 

wenn weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei 

Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament und den 

Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische 

Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine 

Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates 

wird diese Frist um zwei Monate verlängert.  

________________________ 

* ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.“ 

 

 



 

DE 7   DE 

3. Artikel 18 wird gestrichen.  

 

 

 


